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' Verkündet

am 13. Juli 1956-

I m ‘N a m e n d e s ‘ V 0 l k e s

‘In Sachen

Klägers und Révisionsklägers,

'g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 7. Senat des Bundessozialgeriohts auf die

mündliche Verhandlung vom 13. Juli 1956

für Rebht erkanntz4

'Die Revision des Klägers gegen das Urteil des
Landessozialgerichts Berlin vom 4. Januar 1956‘

wird zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Von Rechts wegen.
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„ Der Kläger, der in Berlin—West wohnt, War als Konstrukteur
vom 11. Juni 1945 bis 20. März 1955 im sowjetischen Sektor von

Berlin beschäftigt und bezog dort zuletzt laut Bescheinigung
des Transformatorenwerks in Oberschöneweide ein Monatsgehalt

von l„102,50 DM—0st. Sein Antrag auf versicherungsmäßige Ar—
beitslosenunterstützung vom 24. März 1955 Wurde vom Fachar—
beitsamt 1 Berlin durch Verfügung vom 25. März 1955 mit der

Begründung abgewiesen, daß der Kläger die gemäß 5 1 des Ber—
liner Gesetzes über die Regelung der Arbeitslosenunterstützung

in Gr0ß»Berlin vom_25. April 1949 in der Fassung des Änderungs—
gesetzes vom

15; März 1950 und des Gesetzes zur vorläufigen

Regelung der Arbeitslosenversicherung in_Bérlin vom 28. Dezem—
ber 1950 erforderliche 26—wöchige versicherungspflichtige Be—

schäftigung.innerhalb der Rahmenfrist des @ 95 des Gesetzes

über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosen?ersicherung (AVAVG)

nicht nachgewiesen habe. Hiergegen erhob der Kläger Wider—

spruch'und beantragte, ihm die Arbeitslosenuntérstützung zu

bewilligen, weil bei_der Beurteilung der Versicherungspflicht—

grenze das Von der Lohnumtauschstelle umgerechnete Gehalt

von 610,e—DM—West zu Grunde zu legen sei°

Das Arbeitsamt bewilligte dem Kläger zwar Arbeitslosenfürsorge—

unterstützung, die Widerspruchsstelle wies jedoch durch Be—

scheid vom 21. April 1955 den Widerspruch als unbegründet zu»

rück‚ weil nach @ 69 AVAVG in der für West—Berlin geltenden

Fassung vom 26. Februar 1955 u.a. nur derjenige gegen Arbeits»
Vlosigkeit versichert sei, der auf Grund des Angestellten—Ver—

sicherungsgesetzes pflichtversichert sei. In West-Berlin sei
jedoch seit dem 1. April 1953 Arbeitsverdienst versicherungs—

frei, wenn er die Summe von 9.000 DM jährlich übersteigt. Der

Kläger habe aber mehr als 750,-— DM monatlich an Gehalt be—

zogen, so daß das Besohäftigungsverhältnis in West—Berlin nicht

versicherungspflichtig gewesen wäre und daher auch keine An—

wartschaft auf Arbeitslosenunterstützung begründen könne. ’
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II. Die Klage hiergegen wurde durch Urteil des Sozialgerichts
Berlin vom 8. Juli 1955 mit der Begründung abgewiesen, daß

nach ständiger Rechtsprechung eine außerhalb des Geltungs—

bereichs des Berliner Alu—Gesetzes verrichtete versiche-

rungspflichtige Beschäftigung zur Begründung eines Anspruchs

auf Arbeitslosenunterstützung nur dann führen könne, soweit

es sich um Deutsche handele, die im sowjetisch besetzten

Gebiet als Arbeitnehmer versicherungspflichtig beschäftigt

gewesen seien und wenn die von ihnen verrichtete Tätigkeit
auch im Land Berlin versicherungspflichtig gewesen Wäre.
Hiorunter falle jedoch nicht der Personenkreis, der für

eine versicherungspflichtige Beschäftigung in der sowjetisch

,
besetzten Zone bzw. im sowjetischen Sektor Berlins ein Ent-

gelt über 750‚-—DM—Ost monatlich erhalte, wobei der Lohn—

umtausoh mit der Anspruchsvoraussetzung nichts zu tun habe.

Die Berufung des Klägers wurde vom Landessozialgericht Ber—
lin mit Urteil vom 4. Januar 1956 zurückgewiesen. In den

Entscheidungsgründen wurde zwar bejaht, daß Beschäftigungen

im sowjetischen Besatzungsgebiet oder im sowjetisch besetz—

ten Sektor Berlins dann die Anwartschaft auf Arbeitslosen-
unterstützung in West—Berlin begründen, wenn sie sowohl nach

'dem Recht des Beschäftigungsortes versicherungspflichtig

waren als auch im Falle ihrer Ausübung in West—Berlin ar—
beitslosenversicherungspflichtig gewesen wären. Verneint

wurde jedoch, daß eine versicherungspflichtige Beschäfti—

gung im Sinne des 5 69 AVAVG (Berliner Fassung) nach Höhe
des Arbeitsverdienstes des Klägers vorliegt. Die Lohnum—
tauschvorschriften und ihr rechnerisches Ergebnis berührten
nicht das tatsächliche Arbeitsentgelt der Höhe nach, auf

das es arbeitslosenversicherungsrechtlich ankomme. Eine Kür—

zung des tatsächlichen Arbeitsentgelts auf vergleichbare,
möglicherweise niedrigere, Gehälter oder Löhne erachtete
das Berufungsgericht weder hinsichtlich der Versicherungs—

pflicht noch bei der Bemessung der Unterstützung für zuläs—

sig. Daher habe der Kläger aus seiner Beschäftigung im sow—
jetischen Sektor keine Anwartschaft auf Unterstützung erlangt,

weil er die Versicherungspflichtgrenze überschritten habe.

Die Revision wurde zugelassen°
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IV

“Gegen‘das am 18„ Januar 1956 zugestellte Urteil des Landes—

chialgerichts Berlin legte der Kläger mit Schriftsatz vom

24„-Januar 1956 — eingegangen beim Bundessozialgerioht am
25° Januar — Revision ein und beantragte,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils sowie des

Urteils des Sozialgerichts Berlin vom 8. Juli 1955,

*des Widerspruchsbescheids vom 21. April 1955 und der

- Verfügung des Facharbeitsamts I Berlin vom 25. März

‘l955 die Beklagte dem Grunde nach zu verurteilen,

”dem Kläger Arbeitlesehunterstützung zu zahlen°

Der Kläger begründete die Revision mit Schriftsatz vom
9„ Februar 1956 — eingegangen beim Bundessozialgericht am

10° Februar — damit, es müsse für die Feststellung der Ar-
beitslosenversicherungspflicht von dem Entgelt ausgegangen

werden, das bei einer gleichwertigen Beschäftigung normaler-

weise in der Bundesrepublik verdient zu werden pflege. Ein

objektivér Maßstab sei allein in Tarifverträgen zu finden,

, wonach aber der Kläger höchstens 607 DM—Westverdient hätte

»

-und damit innerhalb der Versicheruhgspflichtgrenze in West«„

Berlin bleibe°

Die
beklagte

Bundesanstalt beantragte,

die Revision als unbegründet zurückzuweisen.

Sie be20g sich insoweit auf die ihrer Auffassung nach zu—

treffenden Entscheidungsgründe des vorinstanzlichen Urteils.

■lm einzelnen wird auf die Schriftsätze der Parteien Bezug

genommen°

„‘Die Revision ist statthaft (@162 Abs. 1 Nr. 1 des Sozial—
gerichtsgesetzes — SGG —). Sie ist auch frist- und formge-

recht eingelegt sowie begründet werden und daher zulässig

(@@164, 166 sce)„. '“
' Diese s Rechtsmittel bleibt

jedoch
ohne

Erfolg.
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Die Revision kann nur darauf gestützt werden, daß die Entschei—

dung auf der Nichtanwendung oder unrichtigen Anwendung einer

Vorschrift des Bundesrechts oder einer sonstigen im Bezirk des

Berufungsgerichts geltenäen Vorschrift beruht, deren Geltungs—

bereich sich über den Bezirk des Berufungsgerichts hinaus er—

streckt (5.162Abs._2SGG)»

Der Kläger bezieht sich—zur Begründung seines Anspruchs auf

Arbeitslosenunterstützung ausdrücklich auf die einschlägigen

für West-Berlin erlassenen Vorschriften, Es war daher zu prüfen,

ob diese mit devaecht im Bezirk wenigstens eines anderen (wei—

teren) Landessozialgerichts übereinstimmen (zu vgl. Urteil des

erkénnenden Senats vom 1105-1956, SozR.‚ SSG@162 Bl. Da 13

Nr. 54 und die dort zitierte Rechtsprechung);
.f4 ‚. .

Als eine der Anspruchsvoreussetzungen für die Arbeitslosenunter—

stützung ist durch @ 1 Abs. 1 des Gesetzes über die Regelung der

Arbeitslosenunterstützung in.GroßwBerlin vom 25» April 1949
(VOB1° 1 8° 145) in der Fassung des Artikels IV 5f7 des Gesetzes

zur vorläufigen Regelung der Arbéitslosenversicherung in Berlin

vom 28. Dezember 1950 (VOBl. I S. 566) festgelegt, daß der Ar—

beitslose in den letzten 12 Monaten vor der Arbeitslosmeldung

mindestens 26 Wochen in einer arbeitslosenversicherungspflich-

tigen Beschäftigung gestanden hat. Diese Regelung steht inhalt—'
lich im Einklang mit 5'95 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung

und Arbeitslosenversioherung in der Fassung vom 12. Oktober 1929

(RGB).° I S. 162), dessen Vorschriften gemäß Artikel V 5 8 des
\

vorbezeichneten Berliner Gesetzes vom 28. Dezember 1950 sinngeé

mäß (mit Ausnahme der @@69 bis 86 und der 55 142 bis 167) gel—<
‚ten, soweit sie diesem Gesetz und dem Gesetz über die Regelung

der Arbeitslosenunterstützung in Groß—Berlin vom 25- April 1949

(VOBl. I„S. 145) in der Fassung des Gesetzes vom 13. März 1950

(VOBl. I S. 137) nicht widersprechen.

Ausdrücklieh ausgenommen von dieser sinngemäßen Ausdehnung des

AVAVG wurde indessen vom Berliner Gesétzgeber u.a. @ 69, der den

Umfang der Versicherung betrifft. Hierzu hat das Berliner Abge-

ordnctenhaus als landeseigene Regelung das "Erste Gesetz zur Ände—

rung des Gesetzes zur vorläufigen Regelung der Arbeitslosenver—
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sicherung in Berlin" vom 26 Februar 1953 (GVBl. I S. 150) er—
lassen, dessen Ärtikel 1 lautet:

"In @4 des Gesetzes zur vorläufigen Regelung der Arbeitslosen—

_
versicherung in "Bevrlin vom 28. Dezember 1950 (VOB1.I S. 566)

erhält @ 69 folgende Fassung:

* Für_den Fall der Arbeitslosigkeit ist versichert:

1 Wer auf Grund der Reichsversichefuhgsordnung oder
des Reichsknappschaftsgesetzes für den Fall der Krank—
heit pflichtversichert ist,

2. wer auf Grund des AngestelltenversiCherungsgesetzes
pflichtv.ersichert ist und der Pflicht zur Kranken—
versicherung nur deshalb nicht unterliegt, weil er
die Verdienstgrenze der Krankenvers ieh erung über—
schritten hat,

sofern er nicht nach den 55 70 bis 75 0 von der Versiche—
rungspflicht ausgenommen ist "

Die Vorschriften dieses Gesetzes, das seiner Herkunft nach zwei-

felsfrei kein Bundesrecht darstellt, unterscheiden sich zunächst

hinsichtlich des Personenkreises bereits insoweit von den sonst
in der Bundesrepublik geltenden, als der Kreis der von der Ver—'

sicherungspflicht ausgenommenen Arbeitnehmer durch 55 70 bis

75 c der Berliner Fassung (Art. II 5 4 des vorgenannten Regelungen

gesetzes sowie @@1 bis 5 der Ersten Durohführungsbestimmungen

hierzu vom 5. Januar 1951 — VOB1„ 1 S. 51 —)abweichend von den

anderen Länderféssungen ausgewählt und bezeichnet ist. Das Ber-

liner Recht hat dabei teils Einschränkungen, teils ErWeiterungen

vorgesehen° @ 74 b = Versicherungsfreiheit.bei Beschäftigung

volksschulpflichtiger Arbeitnehmer und 5 74 c =
Versicherungsfrei—

heit bei Beschäftigung von Abkömmlingeh oder deren Ehegatten

sowie von Stief— und Pflegekindern führt es überhaupt nicht.

Des Weiteren ist aber auch die Versicherungspflicht
in Berlin

anders geordnet als im übrigen Bundesgebiet. Sowohl in der Kran-

ken— als auch in der Angestelltenversicherung bemißt sich für

Berlin die Versicherungspflichtgrenze nach einem Jahresarbeits—

verdienst von 9„OOO DM (@ 1 des Gesetzes über die Einführung einer

Einkommensgrenze in der gesetzlichen Krankenversicherung des Lan—
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des Berlin vom 26. Februar 1953 — GVBl. S. 150 4;‘5‘18 des Ber—

liner RentenverSicherungsüberleitungsgesetzes vom 10. Juli 1952

—GVB1° S. 588 —). Dagegen ist durch das Bundesgesetz über die
Erhöhung der Einkommensgrenzen in der Sozialversicherung und

Arbeitslosenversicherung vom 15. August 1952 (BGBl. I S. 437)

die Versicherungspflichtgrenze für die Krankenversicherung

auf 6.000 DM (Art. I @ l), andererseits für die Angestellten-

4versicherung auf 91000 DM (Art. III 5 5) festgelegt. Eine wei—

tere Abweichung von den Vorschriften des Bundesrechts zeigt
sich darin, daß das Berliner Gesetz vom 26. Februar 1955 in

der gesetzlichen Krankenversicherung die Grenze für die Be-

messung der Beiträge und Leistungen bei 7.200 DM beläßt (@ 2),

während das Bundesgesetz (@ 2) die Grenze für die Bemessung
der Beiträge und Leistungen entsprechend der Versicherungs-

pflichtgrenze auf 6.000 DMfestlegt.

Aus alledem wird ersichtlich, daß die Bestimmungen über den
‚Umfang der Versicherung, die sich auf @ 69 AVAVG der Berli—

ner Fassung gründen, wesentlich vom Bundesrecht abweichen.

Diese mannigfachen Unterschiede sowie Ausmaß und Grad der Ab—

weichungen sind aber nicht zufälliger Natur, sondern offen-

sichtlich vom Berliner Gesetzgeber mit Rücksicht auf die be—

sonderen örtlichen Verhältnisse bewirkt worden, weil in der

Vergangenheit die ungünstige wirtschaftliche Lage dort sowie

die schwierigen Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt hierzu be—

gründeten Anlaß boten. Da sich indessen, wie festgestellt,"

der Geltungsbereich des % 69 AVAVG in der Fassung des Ersten
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur vorläufigen Regelung

der Arbeitslosenvcrsicherung in Berlin vom 26. Februar‚l953
(GVBl. S. 150) nicht über den Bezirk des Landessozialgerichts
Berlin (Berufungsgericht) hinaus erstreckt, ist diese Vor—
schrift nicht revisibel. Bei dieser Rechtslage konnte der

'erkennende Senat sachlich nicht darüber entscheiden, ob und in

welcher Weise gegebenenfalls die Arbeitsentgelte West—Berliner

Einwohner, die aus Beschäftigungsverhältnissen im sowjetischen
Sektor in DM—Ost erzielt wurden, für die Beurteilung der Ver—

sicherungspflicht zur Arbeitslosenversicherung in Berlin umzu—
rechnen sind.
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VI° Dadie RevisiondesKlägersgemäß5 162Abs. 2 see, also
unbegründet war, mußte sie nach 5 170 Abs. 1 Satz 1 SGG
zurückgewiesen werden°

-Die Kostenentscheidung beruht auf % 193 SGG.
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